
¥ München (rtr). Siemens will für 100 bis 200 Millionen Euro eine
neue Konzernzentrale im Zentrum Münchens bauen. „Siemens
unddie Stadt München bekommen damit ein neues grünes Aushän-
geschild und ein Symbol für nachhaltige Stadtentwicklung“, er-
klärte Vorstandschef Peter Löscher. Die bestehenden Gebäude
seien nicht mehr zeitgemäß und würden durch energiesparendere
ersetzt. Die Bauarbeiten sollen 2015 abgeschlossen werden.

VON ANDREA FRÜHAUF

¥ Bielefeld. Philip Murphy,
US-Botschafter in Berlin,
preist die bilateralen Beziehun-
gen zu Deutschland in den
höchsten Tönen. Der Fußball-
fan rühmt nicht nur das „sehr,
sehr starke WM-Spiel“ der
deutschen Fußballer gegen die
Australier („Als Gruppensie-
ger werden die USA und
Deutschland aufeinandertref-
fen“). Der ehemalige Deutsch-
land-Chef der Investmentbank
Goldman-Sachs, der von 1992
bis 1997 in Frankfurt lebte, fin-
det auch für Ostwestfalen-
Lippe anerkennende Worte.

„Ostwestfalen meets USA“ –
das Motto der internationalen
Begegnungswoche der Indus-
trie- und Handelskammer inBie-
lefeld – sei ein gutes Beispiel für
die „große Vielfalt und Tiefe un-
serer Beziehungen“, sagte der
Gast charmant zur Eröffnung.
Der Ex-Banker sieht die USA
vor neuen Herausforderungen
und einem neuen Modell. Die
Amerikaner hätten aus der Fi-
nanzkrise auch diese Lektion ge-
lernt: „Die Wirtschaft ist global
verflochten.“ In NRW gebe es
gut 700 US-Niederlassungen
mit 100.000 Beschäftigten. Und
US-Präsident Barack Obama
wolle die Ausfuhren binnen fünf
Jahren verdoppeln.

„Auf beiden Seiten des Atlan-
tiks werden heute dieselben The-
men wie Finanzkrise, Klima, al-
ternativeEnergien, Terror disku-
tiert“, sagte Klaus Scharioth,
deutscher Botschafter in Wa-
shington. Und er ergänzte: „Alle
reden von Asien als dem Wachs-
tumsmarkt.“ Aber das Brot-
und-Butter-Geschäft der Unter-
nehmen basiere auf den transat-
lantischen Beziehungen. 50 Pro-
zent allerUS-Auslandsinvestitio-
nen gingen in die EU, entgegen-
gesetzt seien es 62 Prozent. Scha-
rioth: „Knapp 10 Prozent, 211
Milliarden Euro, fließen aus
Deutschland in die USA.“ Auch
kleinere Unternehmen hätten
großen Erfolg. Amerikaner ver-
langten wieder vermehrt deut-
scheWertarbeit.Ein transatlanti-
scher Wirtschaftsrat solle ein-
heitliche Standards für Europa
und die USA aufstellen. „Sonst
werden sie in Asien gesetzt.“

„Die Amerikaner stehen vor
einer Energiewende und sind in
einer Aufbruchstimmung wie
seit dem Zweiten Weltkrieg
nicht mehr“, sagte Friedrich
Wagnervom NRW-Wirtschafts-
ministerium. Die Ölkatastrophe
am Golf von Mexiko werde den
Sinneswandel auch wegen des
Ohnmachtgefühls noch be-
schleunigen, prophezeite Kris-
tian Wolf, Sprecher der deut-
schen Auslandshandelskammer
in Atlanta. Deutsche Exporteure
hätten große Chancen bei Infra-
struktur, Elektromobilität, Ener-
gieeffizienz und Medizingerä-
ten. Zudem fehlten vielen US-
UnternehmenmoderneTechno-

logien für den Export. IHK-Prä-
sident Ortwin Goldbeck be-
tonte: „Die USA sind mit einem
Bruttoinlandsprodukt von 10
Billionen Euro die mit Abstand
größte Volkswirtschaft und ei-
ner der attraktivsten Märkte.“
Gefragt seien Autos, Kfz-Teile,
Maschinen, chemische Erzeug-
nisse, Elektrotechnik. 500 ost-
westfälischeFirmen sinddort ak-

tiv. „Die USA sind der größte
Landtechnikmarkt der Welt“, so
Theodor Freye, Sprecher der Ge-
schäftsführung des Landmaschi-
nenbauers Claas. Er hat in den
USA gelebt und liebt das Land.
Das Werk in den USA wurde an-
fangs gemeinsam mit Caterpil-
lar betrieben – seit 2002 in eige-
ner Regie. „Die Trennung war
für die Farmer ein Schock.“

Claas musste seine Lexion-Mäh-
drescher selbst verkaufen. „Mit
Zähigkeit und Ausdauer haben
wir Vertrauen aufgebaut.“ Auch
bei Projekten gab es Probleme:
„Während die Amerikaner zu-
erst viele Konferenzen führen,
am Ende aber der Chef entschei-
det, entscheidet hierzulande der
Chef erst, lässt sich dann über-
zeugen, dass es so nicht geht.“

¥ Brüssel (fed). Der europäi-
sche Spitzenbeamte Klaus Reg-
ling hat demnächst ähnlich
hohe Summen zu verwalten wie
Dagobert Duck in seinem Geld-
speicher. Denn der Euro-Ret-
tungsfonds, der Länder der
Euro-Zone im Ernstfall vor dem
Staatsbankrott bewahren soll,
ist mit stattlichen 440 Milliar-
den dotiert. Indirekt sind es so-
gar 750 Milliarden, denn weitere
Mittel der EU-Kommission und
des Währungsfonds sind eng ge-
koppelt an den Geldtopf, der
vom1. Juli an unter Reglings Ma-
nagement steht.

Der 59-jährige Volkswirt
bringt genau die richtigen Vo-
raussetzungen mit, um Herr des
Rettungsschirms zu werden.
Nicht nur weil er sich jahrelang
als einer, der den Stabilitätspakt
mitentworfen hat, für eine so-
lide Haushaltsführung in den
EU-Staaten stark gemacht hat.
Nicht nur, weil er im Bundesfi-
nanzministerium, in der EU-

Kommission und beim Interna-
tionalen Währungsfondsaufent-
scheidenden Positionen gearbei-
tet hat. Sondern weil er die Welt
auch von der anderen Seite
kennt. Regling war – was unge-
wöhnlich für einen Spitzenbe-
amten ist – auch in der Privat-
wirtschaft tätig: als Berater für

Engagements am Kapitalmarkt
und als Manager bei einem
Hedgefonds. Darüber hinaus
hat er einen ganz besonderen
Vorteil: Er ist Deutscher – und
kann so womöglich dazu beitra-
gen, die Akzeptanz gegenüber
dem Rettungsfonds im Land des
größten Einzahlers zu erhöhen.

Nach den Griechen nun
also die Spanier? Na klar,

es könnte ganz schnell gehen.
Schon morgen wäre eine
Klemme am spanischen Geld-
markt denkbar – und dann
bräuchte die Regierung viel
Geld. Wohlgemerkt: könnte,
wäre, bräuchte. Ob es tatsäch-
lich dazu kommt, ist keines-
wegs ausgemacht. Natürlich
gibt es Schlaumeier, die allen
anderen weismachen wollen,
dass Staatsbankrotte im Süden
Europas sowieso program-
miert seien. Es ist jedoch Un-
fug, alle Mittelmeerländer
über einen Kamm zu scheren.
Solche Pauschalurteile dürfen
einem ruhig spanisch vorkom-

men. Denn die Lage ist in Grie-
chenland mit hohen Staats-
schulden ganzanders als in Spa-
nien, wo die Finanzlage der pri-
vaten Haushalte und der Ban-
kenSorge bereitet. Die Spekula-
tionen um Spanien beweisen:
Die Nervosität bleibt hoch –
und deshalb ist die Angst vor al-
lergischen Reaktionen durch-
aus berechtigt. Aber immerhin
gibt es dafür jetzt einen Ret-
tungsschirm. Selbst dessen
Gegner sollten einräumen,
dass das in Momenten beruhi-
gend ist, in denen ein Land in
die Defensive gerät – wie jetzt
gerade Spanien.

SiemensbautneueKonzernzentrale

¥ Essen (dpa). Der Zentralverband des Deutschen Friseurhand-
werks hat eine Lohnanpassung in den ostdeutschen Verbänden ge-
fordert. Die deutliche Differenz zu den Mindesttarifen im Westen
sei nicht vermittelbar, sagte Verbandspräsident Andreas Popp. Die
mit Verdi ausgehandelten Tarife im Westen liegen bei mindestens
7,50 Euro je Stunde. Im Osten würden 4,50 Euro oder weniger be-
zahlt. Eine Anhebung auf 5 oder 6 Euro wäre schon gut, sagte Popp.

¥ Hamburg (rtr). Beim Lübecker Medizin- und Sicherheitstech-
nik-Anbieter Drägerwerk steigt dank anziehender Aufträge aus
Asien und Amerika die Zuversicht. Nach einer guten Geschäftsent-
wicklung im April und Mai hob der Vorstand die Gewinnerwar-
tung an. Dräger teilte mit, der Konzern erwarte nun ein Umsatz-
wachstum im mittleren einstelligen Prozentbereich. Bisher war der
Vorstand von einem niedrigen einstelligen Bereich ausgegangen.

¥ Frankfurt (rtr). Die HSH-Nordbank spart sich die Ausgaben für
eine dritte Ratingagentur und lässt den Vertrag mit Standard &
Poor’s auslaufen. Intensive Gespräche mit Geschäftspartnern hät-
ten ergeben, dass für die Landesbank zwei Ratings ausreichend
seien, so das Institut. Künftig bestellt die HSH nur bei Moody’s und
Fitch eine Einschätzung ihrer Kreditwürdigkeit. In der Vergangen-
heit hatte S & P die Nordbank am schlechtesten eingestuft.

EU-Veteran: Kaus Regling, deutscher EU-Beamter, fungiert als Euro-
Feuerwehr. FOTO: DPA

¥ Das „Gadore Center USA“
(„German-American Dialog
on Renewable Energy“), das un-
ter der Schirmherrschaft des
Landes NRW und des US-Bun-
desstaates Pennsylvania in Phi-
ladelphia eröffnet wurde, hilft
vor allem kleineren und mittel-
ständischen Unternehmen aus
dem Bereich der erneuerbaren
Energien, sich mit alternativen
Energieprojekten in den USA
zu etablieren. „Ziel ist es, ge-
meinsam und mit reduziertem

Risiko die Marktchancen in
den USA zu prüfen“, sagt An-
nette Nüsslein, die mit ihrem
vor fünf Jahren in Düsseldorf
gegründeten deutsch-amerika-
nischen Unternehmen Wind-
consultant das Center initiiert
hat. „Wir bieten sowohl kom-
plett eingerichtete Büros an,
aber auch das virtuelle Office
für die frühe Testphase.“ Das
deutsch-amerikanische Team
in Philadelphia helfe mit sei-
nem Netzwerk bei praktischen

Fragen. Die Dienstleistungen:
Sekretariatsservice, Kontakte
in die Branche, Messevorberei-
tung, die Vermittlung von Ver-
sicherern, Anwälten, Steuerbe-
ratern, Banken, Investoren,
Handelspartnern.Auch beiFör-
derprogrammen und Finanzie-
rung gebe es Rat. Das Center
liegt zentral in einem neuen
Green Building von Philadel-
phia. Nüsslein: „Dies Gebiet ist
eine steuerbefreite Zone.“ (fr)

Infos: (02 11) 5 66 95-1 04

FriseurewollenLohnschereverkleinern

DrägerwerkhebtGewinnprognosean

HSHspartsichStandard&Poor’s „Für heute der entscheidende Abschluss“: US-Botschafter Philip Murphy (hinten) und der deutsche Bot-
schafter Klaus Scharioth beim Eintrag ins Goldene Buch der IHK. FOTO: REIMAR OTT

Netzwerk für US-Markteintritt

M E I N U N G S - B Ö R S E

¥ Essen (apn). Die 25.000 Be-
schäftigten der insolventen Esse-
ner Warenhauskette Karstadt
müssen weiter um ihren Arbeits-
platz bangen. Am Montagnach-
mittag kamen in London Kar-
stadt-Käufer Nicolas Berggruen
und das Vermieterkonsortium
Highstreet zusammen, um über
Mietsenkungen zu verhandeln.

Die Entscheidung über eine
Einigung zwischen Berggruen
und Highstreet lässt allerdings
weiter auf sich warten und liegt
unter anderem bei den High-
street-Investoren. Berggruen
hatte moniert, die Mieten für die
insolvente Warenhauskette
seien nicht marktüblich. Zuletzt
hatte das Highstreet-Konsor-
tium unter Führung der Groß-
bank Goldman-Sachs eine Miet-
minderung um 230 Millionen
Euro über die kommenden fünf
Jahre angeboten. Berggruen for-
dert aber weitere Reduzierun-
gen. Ohne Einigung wird der am
vergangenen Dienstag unter-
schriebene Kaufvertrag nicht
rechtskräftig, dann würde Kar-
stadt die Zerschlagung drohen.

Utz Claassen (47), früherer Solar-Millen-
nium-Chef, will vor Gericht die Rechtmä-
ßigkeit seiner Kündigung feststellen las-
sen. Die Klage gegen seinen damaligen Ar-
beitgeber soll am 30. Juli vor dem Landge-
richt Nürnberg-Fürth verhandelt werden.
Eine Entscheidung wird an diesem Tag
noch nicht erwartet. Bei dem Streit geht es
laut Spiegel um fast zehn Millionen Euro.

Claus Hipp (71), Chef des größten deut-
schen Babynahrungsherstellers Hipp,
plant keinen Einstieg in den Markt für Se-
niorenkost. „Wir haben auch immer über-
legt, spezielle Nahrung für ältere Leute zu
machen“, sagte er der SZ. Doch niemand
wolle diskriminiert werden. „Die meisten
sehen das als Schritt in Richtung Blech-
napf.“ FOTO: DPA

Sorge um den Euro

Das kommt uns spanisch vor
D E T L E F F E C H T N E R

¥ Hannover (dpa). Die Deut-
sche Messe AG ist 2009 tief in die
roten Zahlen gerutscht. Der Ver-
lust beträgt 220 Millionen Euro,
davon entfallen 192 Millionen
Euro auf Wertabschreibungen
auf das Messegelände. Der Um-
satz ging auch als Folge der Wirt-
schaftskrise um 19,5 auf 222 Mil-
lionen Euro zurück. 2011 werde
der Umsatz deutlich steigen und
das Unternehmen in die schwar-
zen Zahlen zurückkehren, sagte
Messechef Wolfram von
Fritsch. Wegen einer unter-
schiedlichen Veranstaltungs-
dichte sind die ungeraden Jahre
für die Messe traditionell die bes-
seren. Im Jahr zuvor hatte die
Messe einen Verlust von 14 Mil-
lionen Euro gemacht.

DasBangen
beiKarstadt
gehtweiter

AmerikanerinAufbruchlaune
IHK-Begegnungswoche: Experten sehen große Chancen für deutsche Unternehmen

¥ Bonn (apn). Die Staatsanwalt-
schaft Bonn hat das Ermittlungs-
verfahren gegen die Topmana-
ger Klaus Zumwinkel und Kai-
Uwe Ricke wegen der Bespitze-
lungsaffäre bei der Deutschen
Telekom eingestellt. Ein Ver-
stoß gegen Datenschutzbestim-
mungen oder das Post- und
Fernmeldegeheimnis sei weder
dem früheren Aufsichtsratschef
noch dem Ex-Vorstandschef des
Konzerns nachzuweisen, teilte
die Anklagebehörde mit.

Die Staatsanwaltschaft hatte
zwei Jahre lang wegen der Affäre
bei der Deutschen Telekom er-
mittelt. Der Konzern soll zwi-
schen 2005 und2006 Telefonver-
bindungsdaten von mindestens
60 Gewerkschaftern, Aufsichts-
räten und Journalisten ausspio-
niert haben, um herauszufin-
den, wie Interna an die Presse ge-
langt waren. Doch auch mit der
Einstellung des Verfahrens ist

dieAffäre für Zumwinkelund Ri-
cke noch nicht beendet.Die Tele-
kom bestätigte, dass sie wegen
der Affäre nach wie vor von den
Managern Schadenersatz in Mil-
lionenhöhe verlangt. Dies sei un-
abhängig von der Einstellung
der staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen. Das Unternehmen
begründet seine Schadenersatz-
forderungen damit, dass die Af-
färe nur durch Managementfeh-
ler der beiden Konzernspitzen
möglich geworden sei.

Außerdem haben einige Op-
fer der Spitzelaffäre signalisiert,
dass sie sich mit einer Verfah-
renseinstellung nicht abfinden
wollen. Der frühere Telekom-
Experte des Magazins Capital,
Reinhard Kowalewsky, prüft, ob
er Beschwerde gegen die Einstel-
lung der Verfahren einlegen
werde. Auch würden zivilrechtli-
che Schritte gegen die Manager
erwogen.

VON DETLEF FECHTNER

¥ Brüssel. Spanien kommt
nicht aus den Schlagzeilen: Be-
harrlich halten sich Mutmaßun-
gen, das Land müsse schon bald
auf Hilfen des 750 Milliarden
schweren Euro-Rettungsfonds
rückgreifen – obwohl die EU-
Kommission Vorbereitungen
dementiert und die spanische
Regierung diesen „Gerüchten“
und „Lügen“ klar widerspricht.

Besonders die deutschen Ban-
ken sind stark in Spanien enga-
giert. Nach Zahlen der Bank für
Internationalen Zahlungsaus-
gleich haben deutsche Finanzin-
stitute in Spanien 202 Milliar-
den Euro Kredite im Feuer. Zum
Vergleich: In Griechenland sind
es „nur“ 44 Milliarden, in Portu-
gal 41 Milliarden. Deutsche Ban-
ken haben also in Spanien viel
mehr zu verlieren als in anderen
finanziell angeschlagenen Euro-

Staaten.
Noch bedenklicher ist, dass

mehr als die Hälfte der deut-
schen Kredite in Spanien, näm-
lich 109 Milliarden, an dortige
Banken ausgereicht wurden. Ge-
rade sie stecken derzeit in argen
Problemen. Einige von ihnen
flüchten in der Not in Fusionen
mit Wettbewerbern. An den Ka-
pitalmärkten wird kontrovers
diskutiert, ob der staatliche spa-
nische Rettungsschirm, der mit
90 Milliarden Euro dotiert ist,
ausreicht, um ein Bankenbeben
zu verhindern. Noch reagieren
die internationalen Kapitalge-
ber relativ gelassen – wobei der
jüngste erfolgreiche Verkauf spa-
nischer Schuldpapiere kein An-
lass für Entwarnung ist. Denn
zur Not können die Käufer ihre
Papiere an die Euro-Zentral-
bank weitergeben, die bereitwil-
lig Anleihen von Krisenländern
einkauft. ¦ Meinungs-Börse

¥ München (dpa). 76 Prozent
der Deutschen sehen nach einer
Umfrage des Unternehmensbe-
raters Progenium die Gefahr ei-
ner wachsenden Inflation. Aus-
löser der Sorgen ist die Griechen-
landkrise. Mehr als die Hälfte
derBefragten (55 Prozent) ist da-
für, dass vom Staatsbankrott be-
drohte Länder wie Griechen-
landvon der Europäischen Wäh-
rungsunion ausgeschlossen wer-
den. Mit dem Krisenmanage-
ment der Bundesregierung ge-
hen die Befragten hart ins Ge-
richt. Auf einer Notenskala von
1 bis 6 erhielt die Regierung le-
diglich die Durchschnittsnote 4.
Zudemerhalte die D-Mark-Nos-
talgie in Deutschland neues Le-
ben, hieß es in der Umfrage.

P E R S Ö N L I C H
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